
 
 

    Rechtsgrundlagen              
 

1. Baugesetzbuch (BauGB)   

2. Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke  

(Baunutzungsverordnung - BauNVO) 

3. Thüringer Bauordnung (ThürBO) 

4. Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die Darstellung des Planinhalts 

(Planzeichenverordnung 1990 - PlanzV 90) 

5. Thüringer Gemeinde- und Landkreisordnung (Thüringer Kommunalordnung - ThürKO)  

 

In der zum Zeitpunkt des Satzungsbeschlusses jeweils gültigen Fassung. 
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Einfahrt zur TG

2.37 5

Es wird bescheinigt, dass die Flurstücke mit ihren Grenzen und Bezeichnungen als Grundlage für die 

geometrischen Festlegungen der neuen städtebaulichen Planung mit dem Liegenschaftskataster nach 

dem Stand vom 10.07.2020 übereinstimmen. 

 

 

Erfurt, den 10.07.2020 

 

 

 

gez. Wittwer 
…………………………………………. 

Dipl.-Ing. (FH) Arnt Wittwer, ÖbVI 
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Planzeichenerklärung

Planungsrechtliche Festsetzungen nach BauGB, BauNVO und PlanzV 

I  Zeichnerische Festsetzungen

Art der baulichen Nutzung

Bauweise, Baulinien, Baugrenzen

Baulinie

Sonstige Planzeichen

Grenze des räumlichen Geltungsbereichs des Bebauungsplans

Verkehrsflächen sowie Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung sowie der

(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, §§ 1 - 11 BauNVO)

Allgemeines Wohngebiet, Teilbereich 1

WA 1

(§ 4 BauNVO)

Maß der baulichen Nutzung

(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB; § 16 BauNVO)

(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB; §§ 22 und 23 BauNVO)

Anschluss anderer Flächen an die Verkehrsflächen

(§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB)

(§ 9 Abs. 7 BauGB)

Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung

mit einem Gehrecht zugunsten der Landeshauptstadt Erfurt zur Nutzung durch die All- 

gemeinheit, einem Fahrrecht zugunsten des Eigentümers des Flurstückes 60/2 in der

Umgrenzung von Flächen für Nebenanlagen, oberirdische Stellplätze 

und Garagen sowie Gemeinschaftsanlagen

Zweckbestimmung:

Ein- und Ausfahrtbereich Tiefgarage

(§ 9 Abs. 1 Nr. 22 BauGB)

GF

Nutzungsschablone:

Art der baulichen Nutzung

Baugebiet

Geschossflächenzahl

Geschossflächenzahl als Höchstmaß
GFZ 1.35

Grundflächenzahl als Höchstmaß
GRZ 0.4

Oberkante der baulichen Anlagen zwingend in Meter ü. NHN

OK +218.50 

TG
Tiefgarage

Planungen, Nutzungsregelungen, Maßnahmen und Flächen für Maßnahmen zum 

Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft  

(§ 9 Abs. 1 Nr. 20 und 25 BauGB)

Anpflanzen von Bäumen

(§ 9 Abs. 1 Nr. 25a) BauGB)

Umgrenzung von Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern

und sonstigen Bepflanzungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 25a) BauGB)

M1

Bezeichnung der Maßnahmefläche, z.B.: M1

Erhaltung von Bäumen

(§ 9 Abs. 1 Nr. 25b) BauGB)

Flächen für Versorgungsanlagen

(§ 9 Abs. 1 Nr. 12 BauGB)

Flächen für Versorgungsanlagen

Zweckbestimmung:

Trafo

Baugrenze

Gebäudedurchfahrt 

Grundflächenzahl

mit einem Leitungsrecht zugunsten des Versorgungsträgers für Elektroenergie 

zu belastende Fläche (§ 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB)

L

Traufhöhe der baulichen Anlagen zwingend in Meter ü. NHN

Firsthöhe der baulichen Anlagen zwingend in Meter ü. NHN

P

Pergola mit Einstellboxen

Abgrenzung von Baugebieten unterschiedlicher Nutzungen

(§ 16 Abs. 5 BauNVO)

Höhenlage des geplanten Geländes in Meter ü. NHN (Teil A1)

Zweckbestimmung:

öffentliche Parkfläche

mit einem Gehrecht zugunsten der Landeshauptstadt Erfurt zur Nutzung durch 

die Allgemeinheit zu belastende Fläche (§ 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB)

G

Auskragung

LH  2.50 Lichte Höhe als Mindestmaß in Meter

privater Spielplatz

T

Treppenanlagen

Oberkante der Tiefgarage als Höchstmaß in Meter ü. NHN

+203.85

+213.00

OK TG1

Flur 29 der Gemarkung Erfurt-Süd und einem Fahrrecht zugunsten des Versorgungs-

TH +228.10 

FH +232.00 

z.B.:

Oberkante der baulichen Anlagen als Höchstmaß in Meter ü. NHN

OK +223.70 

209,90 Gebäudehöhen, Geländehöhen in Meter ü. NHN (Teil A2)

z.B.:

z.B.:

z.B.:

z.B.:

OKG Oberkante Gelände (Teil A2)

GW_H8 Bezeichnung von Gebäuden / Gebäudeteilen (Teil A2), Grüner Winkel - Haus 8
z.B.:

SD Bezeichnung von Gebäuden (Teil A2), Sudhaus
z.B.:

GH Bezeichnung von Gebäuden (Teil A2), Gärhaus
z.B.:

trägers für Abwasserbeseitigung zu belastende Fläche (§ 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB)

Flurstücksgrenzen

Flurstücksnummer

Bebauung

IV  Zeichnerische Hinweise und Planzeichen ohne Festsetzungscharakter

10

Maßlinie, Maßzahl in Meter

Höhenlage des bestehenden Geländes in Meter ü. NHN

vorhandene Bäume

LPB IV

Lärmpegelbereiche nach DIN 4109

Einzelanlagen, die dem Denkmalschutz unterliegen (oberirdisch)

III  Nachrichtliche Übernahmen

(§ 9 Abs. 6 BauGB)

(§ 9 Abs. 6 BauGB)

Böschung Bestand

D

A

Einzelanlagen, die dem Denkmalschutz unterliegen (unterirdisch)

(§ 9 Abs. 6 BauGB)

D

B

Flurgrenze mit Bezeichnung, Gemarkung und Flurnummer

Flächen für Aufschüttungen / Böschungsbereich

Bezeichnung von Stützmauern

Stützmauern 

(§ 12 Abs. 3 BauGB)

S1-4

(§ 12 Abs. 3 BauGB)

Umgrenzung von Flächen des ehemaligen Kessel- und 

Maschinenhauses, deren Böden erheblich belastet sind

II   Kennzeichnung

z.B.:

z.B.:

z.B.:

z.B.:

z.B.:

Teil B: Textliche Festsetzungen 

Planungsrechtliche Festsetzungen nach § 9 Abs. 1 und 3 BauGB und  

§ 12 Abs. 3a BauGB 

 

Nr. Festsetzung   Ermächtigung 

    

0. Im Rahmen der getroffenen Festsetzungen sind nur solche 

Vorhaben zulässig, zu deren Durchführung sich der Vorha-

benträger im Durchführungsvertrag verpflichtet. 

 

 § 12 Abs. 3a BauGB i.V.m. 

§ 9 Abs. 2 BauGB 

 

    

1. Art der baulichen Nutzung  § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB 

    

 Für das Allgemeinen Wohngebiet mit den Teilbereichen 

WA 1 und WA 2 wird festgesetzt: 

 

  

1.1. Die nach § 4 Abs. 3 Nr. 4 und 5 BauNVO ausnahmsweise 

zulässigen Gartenbaubetriebe und Tankstellen sind unzu-

lässig. 

 

 § 1 Abs. 6 Nr. 1 BauNVO 

1.2. Im WA 1 ist im Erdgeschoss des Baufeldes C1 und im WA 2 

im Erdgeschoß des Baufeldes G1 eine Wohnnutzung unzu-

lässig.  

 

 § 1 Abs. 7 Nr. 2 BauNVO 

1.3. Fremdwerbung als eine bestimmte Art der ausnahmsweise 

zulässigen, nicht störenden Gewerbebetriebe ist nicht zuläs-

sig.  

 

 § 1 Abs. 9 BauNVO 

    

2. Maß der baulichen Nutzung  § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB 

    

2.1. Die festgesetzte zulässige Grundflächenzahl (GRZ) im WA1 

darf durch die Grundflächen der in § 19 Abs. 4 BauNVO be-

zeichneten Anlagen bis zu einer Grundflächenzahl von 0,8 

überschritten werden. 

 

 § 16 Abs. 2 Nr. 1 und 

§ 19 Abs. 4 Satz 3 BauNVO 

2.2. Die Oberkante der baulichen Anlagen ist der höchste Punkt 

des Gebäudes - einschließlich der Attika/Brüstung bei Ge-

bäuden mit Flachdach.  

Die Traufhöhe ist die Höhenlage Schnittkante Außenwand 

mit Dachhaut. 

Die Firsthöhe ist die Höhenlage der oberen Dachbegren-

zungskante.  

 

 § 18 Abs. 1 BauNVO 

 

2.3. Die zwingend festgesetzten Oberkanten baulicher Anlagen 

und zwingend festgesetzten Trauf- und Firsthöhen dürfen 

um maximal 0,30 m unterschritten werden.  

 

 § 16 Abs. 6 BauNVO und 

§ 18 Abs. 2 BauNVO 

2.4. Im Baugebiet WA 1 dürfen die festgesetzten Oberkanten 

baulicher Anlagen durch untergeordnete Bauteile der tech-

nischen Gebäudeausrüstung wie z.B.: Aufzugs-, Lüftungs- 

oder Klimaanlagen um maximal 1,00 m überschritten wer-

den, wenn diese Anlagen mindestens 1,50 m von der jewei-

ligen Gebäudeaußenkante zurückgesetzt sind.  

 § 16 Abs. 6 BauNVO 

 

 

 
2.5. Im Baugebiet WA 1 dürfen die festgesetzten Oberkanten der 

baulichen Anlagen der Baufelder A2, A4, A6, A8, A10, B1, 

C1, D1, D3, D4, H2, H3, H4, I2, J2 und J3 durch Absturzsi-

cherungen überschritten werden, wenn diese mindestens 

0,20 m von der jeweiligen Gebäudeaußenkante zurückge-

setzt sind. Das Maß der Überschreitung beträgt dabei maxi-

mal 1,10 m, bezogen auf die angrenzende Dachebene des 

jeweiligen Baufeldes.  

 

 § 16 Abs. 6 BauNVO 

2.6. Die Flächen von Stellplätzen und Garagen in Vollgeschos-

sen bleiben bei der Ermittlung der Geschossfläche unbe-

rücksichtigt. 

 

 § 21a Abs. 4 Nr. 3 BauNVO 

2.7. Oberirdische Lüftungsbauwerke von Tiefgaragen dürfen 

eine Höhe von 1,20 m bezogen auf die angrenzende Gelän-

dehöhe nicht überschreiten. Abweichend dazu sind straßen-

seitig angeordnete Lüftungsbauwerke geländeniveaugleich 

auszuführen. 

 

 § 16 Abs. 2 Nr. 4  

und 5 BauNVO 

 

    

3. Bauweise und überbaubare Grundstücksflä-
che 

 § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB 

    

3.1. Die Bauweise wird entsprechend den zeichnerischen Fest-

setzungen Teil A1 und Teil A2 festgesetzt. 

 

 § 22 Abs. 2 BauNVO 

3.2. Im Baugebiet WA 1 ist in den Baufeldern A2, A4, A6, A8, A9, 

A10 und A11 ein Überschreiten der nordöstlichen bzw. nord-

westlichen Baulinien und Baugrenzen gemäß den zeichne-

risch festgesetzten Ansichten (Teil A2) in einer Tiefe bis 

max. 2,00 m und einzeln bis zu einer Länge von max. 

6,50 m durch Balkone ausnahmsweise zulässig. 

 

 § 23 Abs. 2 Satz 3 und  

Abs. 3 Satz 3 BauNVO 

 

 

3.3. Im Baugebiet WA 1 ist im Baufeld B2 ein Überschreiten der 

südwestlichen Baugrenze durch Balkone gemäß den zeich-

nerisch festgesetzten Ansichten (Teil A2) in einer Tiefe bis 

max. 2,00 m und einzeln in einer Länge bis max. 4,00 m 

ausnahmsweise zulässig.  

 

 § 23 Abs. 3 Satz 3 BauNVO 

 

 

 

 

 

    

    

 

3.4. Im Baugebiet WA 1 ist in den Baufeldern C2 bis C3 ein 

Überschreiten der südöstlichen Baugrenzen gemäß den 

zeichnerisch festgesetzten Ansichten (Teil A2) in einer Tiefe 

bis max. 3,00 m und bis zu einer Länge von insgesamt max. 

26,00 m durch einen Laubengang in einer maximalen Höhe 

bis 220,90 m ü NHN ausnahmsweise zulässig. 

 

 § 23 Abs. 3 Satz 3 BauNVO 

 

 

3.5. Im Baugebiet WA 1 ist in den Baufeldern D3 und D4 ein 

Überschreiten der nordöstlichen Baulinie und Baugrenze 

durch Balkone in einer Tiefe bis max. 2,00 m und einzeln bis 

zu einer Länge von max. 3,50 m ausnahmsweise zulässig. 

 

  

3.6. Im Baugebiet WA 1 ist im Baufeld F2 ein Überschreiten der 

südöstlichen Baulinie gemäß den zeichnerisch festgesetz-

ten Ansichten (Teil A2) in einer Tiefe bis max. 2,00 m und 

einzeln bis zu einer Länge von max. 5,50 m sowie bis zu 

einer Gesamtlänge von max. 16,00 m durch eine Balkonan-

lage ausnahmsweise zulässig.  

 

 § 23 Abs. 2 Satz 3 BauNVO 

3.7. Im Baugebiet WA 1 ist in den Baufeldern H3 und H4 ein 

Überschreiten der südöstlichen Baulinien und Baugrenzen 

jeweils in einer Tiefe bis max. 2,50 m und einzeln bis zu ei-

ner Länge von max. 3,50 m durch Balkone ausnahmsweise 

zulässig.  

 

 § 23 Abs. 2 Satz 3 und  

Abs. 3 Satz 3 BauNVO 

    

4. Festsetzung der Höhenlage  § 9 Abs. 3 BauGB 

    

4.1.  Die Höhenlage des Geländes ist geradlinig zwischen den 

zeichnerisch festgesetzten Höhenpunkten zu interpolieren 

und niveaugleich an die Höhenlage der an den Geltungsbe-

reich des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes angren-

zenden öffentlichen Verkehrsflächen anzuschließen. Die In-

terpolation der Höhenlage gilt nicht für innerhalb der zeich-

nerisch festgesetzten Flächen für Aufschüttungen/Bö-

schungsbereiche sowie für Flächen, die durch zeichnerisch 

festgesetzte Stützmauern und Außenwände von Keller- und 

Garagengeschossen getrennt werden.  

 

Von der festgesetzten Geländehöhe darf ausnahmsweise 

um +/-0,20 m abgewichen werden. 

 

 § 9 Abs. 3 BauGB 

4.2. Die zeichnerisch festgesetzten Stützmauern S 1 bis S 4 

dürfen eine Höhe von  

S 1 – 207,60 m über NHN 

S 2 – 213,90 m über NHN 

S 3 – 213,85 m über NHN 

S 4 – 205,60 m über NHN     nicht überschreiten. 

 

 § 9 Abs. 3 BauGB 

4.3. Die zeichnerisch festgesetzte Nebenanlage mit der Zweck-

bestimmung „Pergola“ darf eine Höhe von 212,90 m über 

NHN nicht überschreiten.  

 

 § 9 Abs. 3 BauGB 

 
5. Flächen für Nebenanlagen; Stellplätze und Ga-

ragen 

 § 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB 

    

5.1. Hochbauliche Nebenanlagen gemäß § 14 Abs. 1 BauNVO 

sind außerhalb der überbaubaren Grundstücksfläche nur in-

nerhalb der für die jeweilige Zweckbestimmung festgesetz-

ten Flächen zulässig. Ausgenommen hiervon sind Spielan-

lagen, Stellplätze für bewegliche Abfallbehälter und Fahr-

radständer. 

 

 § 14 Abs. 1 Satz 3 BauNVO 

5.2. Außerhalb der überbaubaren Grundstücksfläche sind maxi-

mal 5 Stellplätze für bewegliche Abfallbehälter zur Über-

gabe an die Müllabfuhr im jeweiligen Grenzbereich zur öf-

fentlichen Straßenverkehrsfläche zulässig. Die Gesamt-

größe der 5 Stellplätze beträgt maximal 40 m². 

 

 § 14 Abs. 1 Satz 3 BauNVO  

 

 

5.3. Ausnahmsweise kann der festgesetzte Trafo im Zuge der 

Ausführungsplanung verlegt werden, wenn das dazugehö-

rige Leitungsrecht L angebunden wird.  

 

 § 23 Abs. 5 BauNVO 

5.4. Außerhalb der überbaubaren Grundstücksfläche sind Lüf-

tungsbauwerke von Tiefgaragen mit einer maximalen 

Grundfläche von insgesamt 75 m2 zulässig. 

 

 § 12 Abs. 6 BauNVO  

 

 

5.5. Oberirdische offene Stellplätze sind im Baugebiet WA 1 und 

WA 2 unzulässig.  

 

 § 12 Abs. 6 BauNVO 

5.6. Tiefgaragen sind nur innerhalb der überbaubaren Grund-

stücksflächen sowie innerhalb der festgesetzten Flächen für 

Tiefgaragen zulässig. 

 

 § 12 Abs. 6 BauGB 

5.7. Ein- und Ausfahrten sind nur innerhalb der zeichnerisch fest-

gesetzten Bereiche zulässig. 

 

 § 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB 

5.8. Innerhalb der zeichnerisch festgesetzten Fläche P ist eine 

Pergola mit drei Einstellboxen zulässig.  

 § 14 Abs. 1 Satz 3 BauNVO  

 

 

    

    

    

    

 

6. Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur 
Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft 

 § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB 

    

6.1. Die Dachflächen der Baufelder A1, A3, A5, A7, A9, A11, B1, 

B2, C3, C5, D2, H1 bis H4, I1, I2 und J1 sind extensiv mit 

Gräsern und Stauden mit einer Substratdicke von 8 - 10 cm 

zu begrünen und dauerhaft zu erhalten. Davon ausgenom-

men sind Flächen für technische Anlagen und Kiesstreifen 

im Randbereich der Attika bis zu einer Breite von maximal 

0,50 m.  

Anlagen zur Nutzung erneuerbarer Energien sind auf den o. 

g. Dachflächen nur als aufgeständerte Konstruktionen in ei-

ner technischen Aus-führung zulässig, die die Ausbildung 

eines extensiven Gründachs zulässt.  

 

  

6.2. Die Tiefgaragen und unterirdischen Kelleranlagen im Be-

reich der festgesetzten Maßnahmen M1, M2 und M3 sind 

mit einer mindestens 0,80 m starken, vegetationsfähigen 

Substratschicht zu überdecken. Die Tiefgarage im Bereich 

der festgesetzten Maßnahme M4 ist mit einer mindestens 

0,60 m starken, vegetationsfähigen Substratschicht zu über-

decken. 

 

  

6.3. Für alle neu zu pflanzenden Bäume ist dauerhaft ein durch-

wurzelbarer Raum von mindestens 12,00 m³, bei Bäumen 

im Bereich der Tiefgarage der Maßnahmen M4 mindestens 

10,00 m³ bei einer Breite von mindestens 2,00 m zu gewähr-

leisten. Die Wurzelbereiche sind durch geeignete Maßnah-

men dauerhaft luft- und wasserdurchlässig zu erhalten. 

 

  

6.4. Die Wurzelbereiche der zur Erhaltung festgesetzten Bäume 

sind auf einer Fläche von mindestens 6,00 m² von Ver-sie-

gelung freizuhalten und durch geeignete Maßnahmen vor 

Verdichtung zu schützen. Dabei muss der Abstand von ver-

siegelten Flächen zum Stammmittelpunkt mindestens 1,50 

m betragen. Falls dies nicht gewährleistet werden kann, ist 

eine technische Lösung (z.B. Wurzelbrücke) vorzusehen.  

 

  

    

7. Verwendungsverbot bestimmter luftverunrei-
nigender Stoffe 

 § 9 Abs. 1 Nr. 23a BauGB 

    

7.1. In Feuerungsanlagen, dürfen keine festen oder flüssigen 

Brennstoffe verbrannt werden. Das Verwendungsverbot 

schließt den Betrieb offener Kamine gemäß § 2 Nr. 12 der 

1. BImSchV ein. 

 

  

    

8. Vorkehrungen zum Schutz vor schädlichen 
Umwelteinwirkungen im Sinne des Bundes-
immissionsschutzgesetzes 

 § 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB  

 
8.1. Die Außenbauteile von schutzbedürftigen Räumen müssen 

je nach zeichnerisch festgesetzten Lärmpegelbereichen 

(Lärmpegelbereiche III bis V) und Raumart die nachfolgen-

den Bau-Schalldämm-Maße R’w,res nach DIN 4109-

1:2016-07 aufweisen.  

  

 

 

 

 
    

 Lärmpegelbe-
reich 

Maßgeblicher 
Außenlärmpe-
gel in dB(A) 

Raumart   

 Aufenthalts-
räume in Woh-
nungen, 
R'w,res  
in dB(A) 

Büroräume 
und Ähnliches 
 
R'w,res  
in dB(A) 

  

 I Bis 55 30 -   

 II 56 - 60 30 30   

 III 61 - 65 35 30   

 IV 66 - 70 40 35   

 V 71 -75 45 40   

 

 

 

 

 

 

 

R’w,ges bezieht sich auf die gesamte Außenfläche des jewei-

ligen Raumes. Für den Nachweis der Schalldämmung der 

Einzelbauteile der Außenflächen (z.B. Fenster) ist das Re-

chenverfahren der DIN 4109-2:2016-07, Abschnitt 4.4. an-

zuwenden. 

  

 

8.2. 

 

Schlafräume und Kinderzimmer mit Fenstern in den 

nachfolgenden Fassadenbereichen müssen mit hygienisch 

erforderlichem Luftwechsel sicherstellenden, fensterunab-

hängigen Lüftungseinrichtungen versehen werden. Diese 

müssen so ausgeführt werden, dass die Anforderungen an 

den Schallschutz der Außenbauteile nach 8.1. nicht 

unterschritten werden. 
 

Fassadenbereiche: 

Baufeld J 1 – Lärmpegelbereich III – V und weiterführend 

einen 5 m langen südöstlichen Fassadenbereich in direkter 

Fortsetzung des südlichen Endpunktes des Lärmpegel-

bereiches III.  
Baufeld I1 und I2 – Lärmpegelbereich III sowie die gesamte 

Südwestfassade des Baufeldes I1 

 

  

8.3. 

 

 

An der straßenseitigen Nordwestfassade des Baufeldes J1 

(Lärmpegelbereich V) sind keine schutzbedürftigen Räume 

gemäß DIN 4109 anzuordnen oder in diesen Räumen nicht 

öffenbare Fenster bzw. Loggien als Lärmpuffer (mit festste-

hender Verglasung, Schalldämmung inklusive Lüftung min-

destens 10 dB) vorzusehen. 

 

  

 

 

 

 

 

 

8.4. An der Südwestfassade des Baufeldes I1 müssen Fenster 

zu Schlafräumen oder Kinderzimmern nicht öffenbar ausge-

bildet werden (Festverglasung). 
 

  

8.5. 

 

 

An den Fassaden der Lärmpegelbereiche IV und V des Bau-

feldes J1 dürfen keine offenen Außenwohnbereiche ange-

ordnet werden. Zulässig sind Loggien mit fest stehender 

Verglasung (Schalldämmung inklusive Lüftung mindestens 

10 dB). 
 

  

 

 

 

 

8.6. Die Garagen- und Tiefgaragenein- und -ausfahrten sind mit 

schallabsorbierendem Material auszukleiden (Schall-ab-

sorptionsgrad mindestens 0,7). Die Fahrbahnoberflächen 

der Ein- und -ausfahrten sind in Asphalt oder in einer ver-

gleichbaren lärmarmen Oberfläche herzustellen. Die Abde-

ckungen überfahrbarer Regenrinnen im Ein- und Ausfahrts-

bereich sowie Tiefgaragentore sind nach dem Stand der 

Lärmminderungstechnik lärmarm auszubilden.  
 

  
 

8.7. 

 

 

Bei nach außen führenden Lüftungsbauwerken von Tiefga-

ragen und haustechnischen Anlagen im Freien ist sicherzu-

stellen, dass die Lärmemissionen die Immissionsrichtwerte 

nach TA Lärm für ein Allgemeines Wohngebiet an den Fens-

tern nahe gelegener schutzbedürftiger Räume einhalten.  

  

    
    

9. Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträu-
chern und sonstigen Bepflanzungen sowie mit 
Bindungen für Bepflanzungen und für die Er-
haltung von Bäumen, Sträuchern und sonsti-
gen Bepflanzungen 

 § 9 Abs. 1 Nr. 25a und 25b 

BauGB 

 

 

    

9.1. Im Geltungsbereich sind insgesamt 67 Bäume gemäß 

Pflanzliste Laubbäume und Pflanzqualität der Festsetzung 

9.11. zu pflanzen, dauerhaft zu erhalten und bei Abgang 

gleichwertig zu ersetzen. 

Davon sind mindestens 20 Bäume I. Ordnung zu pflanzen. 

Die in den Festsetzungen 9.2. bis 9.5. zugeordnete Anzahl 

der zu pflanzenden Bäume ist Bestandteil der insgesamt zu 

pflanzenden 67 Bäume. 

Die zeichnerisch festgesetzten Baumstandorte können bis 

max. 3,00 m vom festgesetzten Standort abweichen. 
 

 § 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB 

9.2. Innerhalb der festgesetzten Flächen zum Anpflanzen von 

Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen M1 sind 

12 Bäume der Baumarten Koelreuteria paniculata (Blasene-

sche), Gleditsia triacanthos ’Sunburst’ (Amerikanische Gle-

ditschie) oder andere Baumarten der Pflanzenliste unter 

Punkt 9.11. zu pflanzen, dauerhaft zu erhalten und bei Ab-

gang gleichwertig zu ersetzen. 

Pflanzqualität: Hochstamm Stammumfang 16-18 cm. 
 

Innerhalb dieser Fläche sind Terrassen, gepflasterte Wege 

und Einfassungsmauern bis zu maximal 260 m² der Fläche 

zulässig.  

 § 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB 

 

 

 

 
9.3. Innerhalb der festgesetzten Flächen zum Anpflanzen von 

Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen M2 sind 

mindestens 6 Laubbäume der Baumarten Malus in Sorten 

(Apfelbaum), Prunus avium (Kirschbaum), Prunus mahaleb 

(Steinweichsel) oder andere Baumarten der Pflanzenliste 

unter Punkt 9.11. zu pflanzen, dauerhaft zu erhalten und bei 

Abgang gleichwertig zu ersetzen. 
 

Pflanzqualität: Hochstamm Stammumfang 16-18 cm. 

Innerhalb dieser Fläche sind Terrassen, gepflasterte Wege 

und Einfassungsmauern bis zu maximal 255 m² der Fläche 

zulässig.  
 

 § 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB 

9.4. Innerhalb der festgesetzten Fläche zum Anpflanzen von 

Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen M3 sind 

insgesamt mindestens 5 Laubbäume der Sorte Quercus ro-

bur ‚Fastigiata‘ (Säulen-Eiche) zu pflanzen, dauerhaft zu er-

halten und bei Abgang gleichwertig zu ersetzen. 

Pflanzqualität: Hochstamm Stammumfang 18-20 cm.  
 

 § 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB 

9.5. Innerhalb der festgesetzten Flächen zum Anpflanzen von 

Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen M4 sind 

3 Laubbäume der Pflanzenliste gemäß textlicher Festset-

zung 9.11. zu pflanzen, dauerhaft zu erhalten und bei Ab-

gang gleichwertig zu ersetzen. 

Pflanzqualität: Hochstamm Stammumfang 16-18 cm.  
 

 § 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB 

 

 

9.6. Der Laubengang südlich der Baufelder C2 bis C3 ist in ge-

eigneter Weise flächig mit schlingenden oder rankenden 

Pflanzen zu begrünen, dauerhaft zu erhalten und bei Ab-

gang gleichwertig zu ersetzen. 

Die Wurzelbereiche der Pflanzen sind durch geeignete 

Maßnahmen dauerhaft luft- und wasserdurchlässig zu er-

halten.  
 

 § 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB 

 

 

 

9.7. Die Pergola südlich der Baufelder H1 bis H4 ist in geeigneter 

Weise mit schlingenden oder rankenden Pflanzen zu begrü-

nen, dauerhaft zu erhalten und bei Abgang gleichwertig zu 

ersetzen. 

Die Wurzelbereiche der Pflanzen sind durch geeignete 

Maßnahmen dauerhaft luft- und wasserdurchlässig zu er-

halten.  
 

 § 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB 

 

    

 

9.8. Innerhalb der festgesetzten Flächen zum Anpflanzen von 

Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen M5 sind 

mindestens 250 m² der Fläche mit freiwachsenden, heimi-

schen Sträuchern zu bepflanzen, dauerhaft zu erhalten und 

bei Abgang gleichwertig zu ersetzen. 

Alle Rasenflächen sind mit einer Saatgutmischung aus Grä-

sern und mindestens 15 % schnittverträglichen Kräutern an-

zusäen, dauerhaft zu erhalten und extensiv zu pflegen. 

Innerhalb dieser Flächen sind Terrassen, gepflasterte 

Wege, eine Treppe und ein Spielbereich bis zu maximal 180 

m² der Fläche zulässig.  
 

 § 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB 

 

 

9.9. Die Vorgärtenflächen zur Semmelweisstraße, zur Robert-

Koch-Straße und zur Schillerstraße sind mit Sträuchern, 

Stauden, Gräsern und Frühjahrsblühern zu begrünen und 

dauerhaft zu erhalten. 

Innerhalb der Vorgärten sind Hauszugänge, Lüftungsein-

richtungen von Tiefgaragen und Fahrradstellplätze zulässig. 

Rasenflächen sind auf maximal 30 % der zu begrünenden 

Flächen zulässig. 

Hecken im Bereich der Vorgärten sind bis zu einer Höhe von 

1,20 m zulässig.  
 

 § 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB 

 

9.10. Die nicht überbaubaren Grundstücksflächen sind mit Aus-

nahme der Flächen für Zuwegungen, Lüftungseinrichtungen 

von Tiefgaragen, Fahrradstellflächen, Feuerwehrzufahrten 

und Feuerwehraufstellflächen ausschließlich gärtnerisch 

anzulegen und dauerhaft zu erhalten. 

Die Bereiche der Fahrradstellflächen, Feuerwehrzufahrten 

und Feuerwehraufstellflächen die nicht als Zuwegungen be-

nötigt werden sind mit begrünbaren Belägen (z.B. Rasenfu-

gensteine) zu befestigen. Flächen zur Anleiterung für Steck-

leitern der Feuerwehr und deren Zuwegungen sind mit 

Schotterrasen zu begrünen. 
 

 § 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB 

9.11. Pflanzliste Laubbäume und Pflanzqualität: 

Zu verwenden sind: Acer campestre (Feld-Ahorn), Acer 

ginnala (Feuerahorn), Acer platanoides i.S. (Spitz-Ahorn), 

Alnus x spaethii (Purpur-Erle), Amelanchier ovalis (Gewöhn-

liche Felsenbirne), Betula pendula (Birke), Cornus mas 

(Kornelkirsche), Corylus colurna (Baumhasel), Crataegus 

monogyna (Weißdorn), Fraxinus angustifolia `Raywood` 

(Schmalblättrige Esche), Gleditsia triacanthos i.S. (Gledit-

schie), Koelreuteria paniculata (Blasenesche), Malus in Sor-

ten (Zieräpfel), Platanus x hispanica (Platane), Nyssa syl-

vatica (Tupelo-Baum), Ostrya carpinifolia (Europäische 

Hopfenbuche), Prunus avium (Kirschbaum), Prunus maha-

leb (Steinweichsel), Quercus robur ‚Fastigiata‘ (Säulen-Ei-

che) Quercus cerris (Zerr-Eiche), Robinia pseudoacacia 

‚Frisia‘ (Gold-Robinie), Salix alba ‚Tristis‘ (Trauer-Weide), 

Sophora japonica (Schnurbaum), Tilia cordata in Sorten 

(Linde), Resista Ulmen 
 

Pflanzqualität Bäume, soweit nicht in den jeweiligen Fest-

setzungen anders angegeben: Hochstamm Stammumfang 

18-20 cm. 

 § 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB 

 
9.12. Die in der Planzeichnung als zu erhaltend festgesetzten 

Bäume sind dauerhaft zu erhalten und vor schädlichen Ein-

flüssen, insbesondere während der Bauarbeiten, zu schüt-

zen. 

 § 9 Abs. 1 Nr. 25b BauGB 

 

 
 
Bauordnungsrechtliche Festsetzungen  
nach § 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. § 88 ThürBO und nach § 12 Abs. 3 Satz 2 BauGB 
 

 

Nr. Festsetzung   Ermächtigung 
     

10. Äußere Gestaltung der baulichen Anlagen 
 

  § 88 Abs. 1 Nr. 1 ThürBO 

i.V.m. § 12 Abs. 3 BauGB 

10.1. Bauliche Anlagen sind entsprechend der zeichnerisch fest-

gesetzten Ansichten herzustellen. Abweichungen sind im 

Rahmen der sonstigen Festsetzungen ausnahmsweise zu-

lässig, soweit die gestalterischen Grundzüge der Planung 

nicht verletzt werden. 
 

   

 

10.2. 

 

Für die Ausbildung der Gebäudefassaden sind folgende Ma-

terialien zulässig: 

- Klinker, Farbton rot bis rotbraun, 

- Putzflächen im Farbspektrum von Sand-, Beige- und 

Grautönen mit einem Hellbezugswert von 85% bis 

60%. 
 

Abweichend hiervon sind als Materialien für die Gebäude-

fassaden zulässig: 

- Holz und/oder Metall im obersten Geschoss der Bau-

felder C2, C3, C4 und E sowie im Baufeld D2, 

- Putzflächen oder Plattenverkleidungen im Farbspekt-

rum von gebrochenem Weiß- bis Sandton mit einem 

Hellbezugswert bis 75% im Baufeld G1, 

- Metallblech im Baufeld G3. 
 

Zulässige Ausführungen der Oberflächen der Metallele-

mente sind: 

- Eloxal- und Eisenglimmerbeschichtungen 
 

Abweichend hiervon können die Fassadenelemente der 

obersten Geschosse der Baufelder C2, C3, C4, E und D2 in 

Cortenstahl ausgeführt werden. 
 
Unbehandeltes Zinkblech ist unzulässig. 
 

    

 

10.3. Attikaabdeckungen sind als Klinker, Natur- oder Werkstein 

oder als Blechabdeckungen im Farbspektrum aus Grautö-

nen, Erdtönen, Sandtönen mit einem Helligkeitsbezugswert 

von 50% bis 10% auszuführen. 

 

   

10.4. Reflektierende und glänzende Materialien sind, mit Aus-

nahme von Glas für Brüstungen und Fenster unzulässig. 

 

   

10.5. Fensterrahmen und Außentüren sind als Holz-, Metall- oder 

Holz-Alukonstruktionen zulässig. Die farbliche Ausführung 

muss dabei mit der jeweiligen Fassadengestaltung korres-

pondieren bzw. sich unterordnen.  

Fensterbänke müssen hinsichtlich der Materialität und Farb-

gebung mit der jeweiligen Fassadengestaltung korrespon-

dieren bzw. sich unterordnen.  

 

   

10.6. Die Gestaltung aller Gebäude muss hinsichtlich der Materi-

alität und Farbgebung (inclusive Fenstern und Absturzsi-

cherungen) einheitlich erfolgen. 

Das jeweils oberste Geschoss der Baufelder C2, C3, C4, E 

sowie die zwei obersten Geschosse des Baufeldes D2 sind 

dabei einheitlich in einem Material auszuführen.  

 

   

10.7. Verschattungselemente sind in den Baufeldern A, B, G, H, I 

und J als außenliegender Sonnenschutzscreen auszubil-

den. Die farbliche Ausführung muss dabei mit der jeweiligen 

Fassadengestaltung korrespondieren bzw. sich unterord-

nen.  
 

Markisen sind unzulässig.  

 

   

10.8. Sichtschutzelemente vor oder hinter den Absturzsicherun-

gen für Dachterrassen, Balkone und Loggien sind unzuläs-

sig.  

 

   

10.9 Alle Gebäude in den Baufeldern A, B, C, D, E, G, H, I und J 

sind mit Flachdächern auszubilden.  

 

   

10.10. Im Baufeld F1 ist ein Walmdach mit einer Eindeckung mit 

matten, dunkelgrauen Dachziegeln oder Dachsteinen zuläs-

sig.  

 

   

10.11. Im Baufeld F2 ist ein Walmdach mit einer Eindeckung mit 

matten, roten bis rotbraunen Dachziegeln oder Dachsteinen 

zulässig.  

 

   

 

10.12. Dachterrassen sind im Baugebiet WA1 nur in den Baufel-

dern A2, A4, A6, A8, A10, B1, C1, D1, D3, D4, H2, H3, H4, 

I2, J2 und J3 und im Baugebiet WA2 im Baufeld G1 zuläs-

sig. Die maximale Grundfläche der Dachterrassen darf da-

bei im  
 

Baufeld B1  36 m², 

Baufeld C1 70 m², 

Baufeld H2 12 m², 

Baufeld H3   52 m², 

Baufeld I2   30 m², 

Baufeld J2   15 m²  

Baufeld J3   45 m²  
 

nicht überschreiten.  

 

   

10.13. Absturzsicherungen für Dachterrassen, Balkone, Loggien 

und vor der Fassade stehende Laubengänge sind als verti-

kale Metallstabgeländer im Farbspektrum aus Grautönen 

mit einem Helligkeitsbezugswert von 50% bis 10% oder als 

Glaselemente zulässig.  
 

Alternativ ist bei Dachterrassen eine erhöhte Attika als Brüs-

tung mit waagerecht aufgesetztem Einzelstab aus Metall in 

gleicher Farbigkeit zulässig. 
 

Abweichend hiervon ist die Absturzsicherung der Balkonan-

lagen im Baufeld F2 auch als helle Blechtafelverkleidung im 

Farbspektrum von Sand-, Beige- und Grautönen mit einem 

Hellbezugswert von 85% bis maximal 60% zulässig. 
 

In den Baufeldern J2 und J3 sind auch gemauerte Brüstun-

gen (Klinker- oder verputztes Mauerwerk) zulässig. 

 

   

10.14. Absturzsicherungen für Fenster sind als stehende Glasele-

mente oder als Stabstahlkonstruktionen im Farbspektrum 

aus Grautönen mit einem Helligkeitsbezugswert von 50% 

bis 10% zulässig. 

 

   

10.15. 

 

 

Geländer innerhalb der Außenanlagen sind als Stabstahl-

konstruktionen im Farbspektrum aus Grautönen mit einem 

Helligkeitsbezugswert von 50% bis 10% zulässig. 

 

   

10.16. Die äußere Gestaltung der Trafostation hat dem Farb-, 

Form- und Materialkanon im Plangebiet im Sinne einer ge-

samtheitlichen Gestaltung zu folgen. Als Materialien sind 

Klinker, Putz und Metall entsprechend der Festsetzung 

10.2. zulässig.  

 

   

10.17. 

 

 

Die südlich des Baufeldes H1 festgesetzte Pergola ist in 

Holz und beschichtetem Metall gemäß der Festsetzung 

10.2.auszuführen.  

 

   

 

10.18. Lüftungsbauwerke der Tiefgaragen, die nicht in die Ge-

bäude integriert sind und nicht ebenerdig ausgebildet sind, 

müssen hinsichtlich ihrer Ausführung mit der jeweiligen an-

grenzenden Fassadengestaltung korrespondieren bzw. sich 

unterordnen. Eine Ausführung in Verbindung einer Nutzung 

als Sitz- oder Abgrenzungselement im Freiraum ist zulässig. 

 

   

10.19. Zufahrten zu Garagengeschossen und Tiefgaragen sind mit 

Toren zu versehen, die einen optischen Raumabschluss ge-

währleisten.  

 

    

     

11. Anordnung und Gestaltung von Werbeanla-
gen 
 

  § 88 Abs. 1 Nr. 1 ThürBO  

11.1. Werbeanlagen sind nur in einer maximalen Größe der Wer-

beanlage von jeweils 2,00 m2 zulässig.  

Es ist nur eine Werbeanlage je Betrieb und Einrichtung zu-

lässig.  

 

   

11.2. Die Anordnung von Werbeanlagen darf nur im Erdgeschoss 

und im Brüstungsbereich des 1. Obergeschoß erfolgen.  

 

   

11.3. Werbeanlagen mit beweglichen Teilen, als laufende Schrift- 

und Leuchtbänder, als Blinklichter, als Videoinstallationen, 

als Leuchtkästen sowie projizierte Werbung, wie Schriften 

und Bilder auf Verkehrsflächen und Fassaden sind unzuläs-

sig.  

 

   

11.4. Werbeanlagen müssen in Lage, Farbe, Proportion, Gliede-

rung und Plastizität aufeinander sowie auf die Gestaltung 

der Fassade abgestimmt sein und sich dieser in ihrer Ge-

staltung unterordnen. 

 

   

     

12. Gestaltung unbebauter Flächen der bebauten 
Grundstücke sowie der Einfriedungen 

  § 88 Abs. 1 Nr. 4 ThürBO 

i.V.m. § 12 Abs. 3 BauGB 

     

12.1. Oberflächenbefestigungen von Wegen sind mit Betonwerk-

steinen, Granit- und Basaltgroßpflaster, Rasengittersteinen, 

Ortbeton mit Besenstrich sowie als wassergebundene De-

cke zulässig.  

Abweichend hiervon ist der Zufahrtsbereich zu den Gara-

gengeschossen und Tiefgaragen in Asphalt auszuführen.  

 

      

12.2. Treppenanlagen außerhalb der überbaubaren Grundstücks-

fläche sind aus Betonblockstufen oder Klinkersteinen herzu-

stellen.  

Innerhalb von Treppenbereichen mit aufgehenden Mauern 

sind Brüstungen aus Beton oder Mauerwerk mit einer Höhe 

bis maximal 1,10 m zulässig.  

 

    

12.3. Die zeichnerisch festgesetzten Stützmauern sind als mono-

lithische Sichtbetonausführung, als Betonfertigteilkonstruk-

tion oder als Klinkermauerwerk zulässig. 

   

 
 

12.4. Im Bereich der Fläche zum Anpflanzen von Bäumen und 

Sträuchern M2 ist eine rahmende Maueranlage aus roten 

bis rotbraunen Klinkersteinen mit einer Höhe bis maximal 

215,60 m über NHN zulässig. 

 

   

12.5. Die Stützwand S 4 gemäß Festsetzung 4.2. ist als geputzte 

Mauer auszuführen. Die Putzflächen sind im Farbspektrum 

von Sand-, Beige- und Grautönen mit einem Hellbezugswert 

von 85% bis maximal 60% zulässig. Die Gestaltung muss 

dabei mit der angrenzenden Fassadengestaltung korres-

pondieren bzw. sich unterordnen. 

 

   

     

13. Gestaltung der Stellplätze für bewegliche Ab-

fallbehälter sowie Gestaltung der Abstellmög-
lichkeiten für Fahrräder  
 

  § 88 Abs. 1 Nr. 4 ThürBO 

13.1. Außerhalb der überbaubaren Grundstücksfläche sind maxi-

mal 60 Fahrradbügel zulässig. Diese sind einheitlich als bo-

denverankerte Metallkonstruktionen mit Eloxal- oder Eisen-

glimmerbeschichtungen auszuführen.  

  

   

13.2. Dauerhafte Standplätze für bewegliche Abfallbehälter sind 

in die Gebäude zu integrieren.  

  

   

     

14. Herstellen von Stellplätzen   § 88 Abs. 1 Nr. 7 ThürBO i.V.m. 

§ 49 Abs. 1 Satz 3 ThürBO 

14.1. Je Wohneinheit sind 1,0 Stellplätze herzustellen.     

Teil C: Nachrichtliche Übernahmen  
nach § 9 Abs. 6 BauGB 
 

 Durch die Planung ist unmittelbar gegenständlich das Kulturdenkmal Brauerei mit folgenden Be-

standteilen betroffen: 
 

• Schillerstraße 7 – Produktionsgebäude mit Abfüllanlage 

• Robert-Koch-Straße 8 – Produktionsgebäude mit Gärkeller 

• Robert-Koch-Straße 8 – Kessel- und Maschinenhaus 

• Robert-Koch-Straße 8 – Pferdestall 

• Lagerkeller – großflächig in der Mitte des Areals und unter dem Pferdestall 
 

Rechtsgrundlage: 

Thüringer Gesetz zur Pflege und zum Schutz der Kulturdenkmale (Thüringer Denkmalschutzge-

setz – ThürDSchG) in der Fassung vom 14.April 2004 (GVBl. S. 465, 562), zuletzt geändert durch 

Artikel 1 und 2 des Thüringer Verwaltungsreformgesetzes 2018 (ThürVwRG 2018) vom 

18.12.2018 (GVBl. S. 731). 

 

 

Teil D: Hinweise 
(ohne Festsetzungscharakter)  
 

1. Archäologische Bodenfunde  

Der Geltungsbereich befindet sich in einem archäologischen Relevanzgebiet. Mit archäologi-

schen Bodenfunden ist zu rechnen. Es ist davon auszugehen, dass bei Erdarbeiten bau- und 

bodenarchäologische Siedlungs- oder Grabbefunde zerstört werden. Deshalb müssen Ein-

griffe in den unterirdischen Bauraum denkmalrechtlich erlaubt werden. 

Vorrausetzung für eine Erlaubnis ist eine einvernehmliche Abstimmung des Vorhabenträgers 

mit dem Thüringischen Landesamt für Denkmalpflege und Archäologie über ggf. notwendige 

archäologische Untersuchungen. Die Kosten solcher vorbereitender und/oder das Vorhaben 

begleitender Untersuchungen hat der Vorhabenträger bzw. Erlaubnisinhaber im Rahmen des 

Zumutbaren zu tragen (§§ 13 Abs. 3, 14 Abs. 1 S. 6 Thüringer Denkmalschutzgesetz). 

Die Anzeigen und sonstigen Verhaltenspflichten nach § 16 Thüringer Denkmalschutzgesetz 

gelten ergänzend. Auf das Schatzregal des Freistaates Thüringen im Anwendungsbereich des 

§ 17 Thüringer Denkmalschutzgesetz wird ergänzend hingewiesen. 
 

Rechtsgrundlage: 

Thüringer Gesetz zur Pflege und zum Schutz der Kulturdenkmale (Thüringer Denkmalschutzge-

setz – ThürDSchG) in der Fassung vom 14.April 2004 (GVBl. S. 465, 562), zuletzt geändert durch 

Artikel 1 und 2 des Thüringer Verwaltungsreformgesetzes 2018 (ThürVwRG 2018) vom 

18.12.2018 (GVBl. S. 731). 

 

2. Denkmalschutz  

Gemäß § 13 Abs.1 Nr. 1 ThürDSchG sind alle baulichen und andere eingreifenden Verände-

rungen an einem Kulturdenkmal erlaubnispflichtig. Dies schließt bauliche Veränderunegen in 

der Umgebung ein, wenn sich diese auf den Bestand oder das Erscheinungsbild des Kultur-

denkmals auswirken können. 
 

Außerhalb des Plangebiets befinden sich die zum Kulturdenkmal Brauerei gehörenden Be-

standteile:  
  

• Schillerstraße 7 – Wohnhaus 

• Schillerstraße 9 – Verwaltungsgebäude 
 
Diese sind zu beachten.  

3. Auffälliger Bodenaushub, Bodenverunreinigungen 

Im Plangebiet wurden im Ergebnis einer Altlastenuntersuchung aus 2005 in nachfolgenden Alt-

lastenverdachtsbereichen Kontaminationen der Bausubstanz bzw. des unterlagernden Bodens 

(Auffüllung) festgestellt: 
 

Werkstätten mit Arbeitsgruben und Garagen 

Bausubstanz 

[Mineralölkohlenwasserstoffe (MKW)] 
 

Waschplatz mit Einlauf 

Bausubstanz 

[Mineralölkohlenwasserstoffe (MKW)] 
 

Kessel- und Maschinenhaus 

Bausubstanz 

0,0 - 0,1 m Mineralölkohlenwasserstoff (MKW) 3.400 mg/kg TS 

unterlagernder Boden (Auffüllung) 

0,1 - 1,5 m Mineralölkohlenwasserstoff (MKW) 4.020 mg/kg TS 
 

Im Vorfeld des Abbruchs / Umnutzung / Neubebauung ist ein Abbruch- und Entsorgungskon-

zept zu erarbeiten und dem Umwelt- und Naturschutzamt vorzulegen. Werden bei Erdbaumaß-

nahmen schadstoffkontaminierte Medien in Boden, Wasser oder in der Luft oder auffällige Be-

reiche, wie kontaminationsverdächtige Bausubstanz oder Auffüllungen angetroffen, so ist die 

untere Bodenschutzbehörde, Umwelt- und Naturschutzamt der Stadt Erfurt zu informieren und 

die weitere Vorgehensweise abzustimmen. 

 Entsiegelungs- und Tiefbauarbeiten sind durch fachlich versiertes Ingenieurpersonal begleiten 

zu lassen (bodenschutz- und abfallrechtliche Bauüberwachung, mit erforderlicher Fachkennt-

nis beim Umgang mit kontaminierten Materialien). Anfallendes Abbruch- und Aushubmaterial 

ist gemäß Technischen Regeln (TR) der Länderarbeitsgemeinschaft Abfall (LAGA) zu dekla-

rieren und einer ordnungsgemäßen Entsorgung zuzuführen.  

 

4. Bodenaufschlüsse/Grundwasser 

 Geplante Erdaufschlüsse und größere Baugruben sind dem Thüringer Landesamt für Umwelt, 

Bergbau und Naturschutz rechtzeitig anzuzeigen. Schichtenverzeichnisse einschließlich der 

Erkundungsdaten und die Lageplänen der Bohrungen sind dem Geologischen Landesarchiv 

des Freistaates Thüringen zu übergeben. 

 

5. Fernwärme 

Das Plangebiet befindet sich im Geltungsbereich der Fernwärmesatzung der Stadt Erfurt vom 

20.04.1994, aktualisiert am 07.06 2005 und öffentlich bekanntgemacht im Amtsblatt der Stadt 

Erfurt vom 08.07.2005. 

6. Artenschutzmaßnahmen 
Es ist davon auszugehen, dass zur Vermeidung artenschutzrechtlicher Verbotstatbestände die 

Umsetzung folgender Artenschutzmaßnahmen erforderlich ist:  

 

Vermeidungs- und Minderungsmaßnahme V1 

Zeitliche Beschränkung für die Beseitigung von Vegetation und etwaigen Habitatstrukturen im 

Rahmen der Baufeldfreimachung / Erschließung (Schutz Vögel/Fledermäuse) im Zeitraum 

1.Oktober bis 28.Februar 
 

Vermeidungs- und Minderungsmaßnahme V2 

Die zu fällenden Bäume/Gehölze werden unmittelbar (3-5 Tage) vor dem Fällen/Roden auf 

vorhandene besetzte Nester, Horste und Höhlen begutachtet (Kontrolle). 
 

Vermeidungs- und Minderungsmaßnahme V3 

Für die Außenbeleuchtung sind nur Leuchtmittel mit warmweiser Lichtfarbe, unter 3.000 Kelvin 

und möglichst nach unten gerichteter Lichtquelle zulässig. Dadurch wird der Falleneffekt für 

Nachtinsekten minimiert.  
 

Vermeidungs- und Minderungsmaßnahme V4 

Als Ausgleich für verloren gehende Niststätten von Höhlen- und Halbhöhlenbrütern ist an ge-

eigneten Anbringungsorten (vorzugsweise innerhalb des Planungsraumes) die Anbringung von 

vier Nistkästen für Höhlen- und Halbhöhlenbrüter vorzusehen.  
 

Vermeidungs- und Minderungsmaßnahme V5 

Vogel-Nisthilfen für Mauersegler: 

Da eine aktuelle Besiedlung nicht zweifelsfrei ausgeschlossen werden kann sind zwei Mauer-

seglerkästen unmittelbar nach der Errichtung oder während der Errichtung der Gebäude an 

geeigneten Gebäuden anzubringen. 
 

Vermeidungs- und Minderungsmaßnahme V6 

Vogel-Nisthilfen für Turmfalken: 

Da eine aktuelle Besiedlung nicht zweifelsfrei ausgeschlossen werden kann, ist eine Turmfal-

kennisthilfe im Baufeld G anzubringen. 
 

Maßnahme zum Schutz von Fledermausvorkommen V7 CEF 

Umsiedlung der Fledermäuse vom Haupthangplatz im Kellerbereich unter Baufeld F1 durch 

Schaffung des Ersatzhangplatzes in den westlich davon gelegenen Kellerbereichen. Sollte die 

Umsiedlung nicht erfolgreich durchgeführt werden ist zwingend der Erhalt des bestehenden 

Haupthangplatzes vorzusehen. Die Entscheidung ob die Umsiedlung erfolgreich erfolgte wird in 

Abstimmung mit der genehmigenden Behörde getroffen. Erhalt von Kellerbereichen, die die jet-

zigen Fledermaushangplätze einschließen geeigneter Einflugsituation im Zuge der Umgestal-

tung. Die Zugänge zu den Hangplätzen müssen gewährleistet werden. Ein einziger Zugang ist 

nicht ausreichend, es sind 3 bis 4 Zugänge zu schaffen. Schaffung geeigneter Einflugbereiche. 

Maßnahmendetaillierung im Artenschutzgutachten vom 02.07.2020. 
 

Maßnahme zum Schutz von Fledermausvorkommen V8 

Erhalten und Neuanlage von 10 oberirdischen Spaltenquartieren und 8 Brutnischen an Gebäu-

defassaden, die nicht abgerissen werden, aber saniert werden müssen. 
 

Maßnahme zum Schutz von Fledermausvorkommen V9 

Vermeiden von Lichteinfall im Bereich der Einflüge am künftigen Kellerquartier und an den Fas-

sadenquartieren. Schaffung von dunklen Korridoren und dunklen Gehölzbeständen. 
 

Maßnahme zum Schutz von Fledermausvorkommen V10 

Ökologische Baubegleitung bei der Vorbereitung und Durchführung der Abrissarbeiten und der 

Sanierungen der bestehenden Bausubstanz, insbesondere zum Schutz der Fledermausvor-

kommen. 
 

Maßnahme zum Schutz von Fledermausvorkommen V11 

Erfolgskontrolle der Artenschutzmaßnahmen mit Möglichkeiten zur Optimierung der ergriffenen 

Maßnahmen. 
  

Maßnahme zum Schutz von Fledermausvorkommen V12 

Änderungen der klimatischen Situation der Hangplätze oder Störungen der Hangplätze dürfen 

nicht erfolgen. 
 

Maßnahme zum Schutz von Fledermausvorkommen V13 

Störungen während der Bauphase dürfen nicht erfolgen. 
 

Maßnahme zum Schutz von Fledermausvorkommen V14 

Als Ersatz für verloren gehende potenzielle Fledermausquartiere an Bäumen sind an geeigne-

ten Anbringungsorten zwei selbstreinigende Fledermausquartiere vorzusehen. 
 

Maßnahme zum Schutz von Fledermausvorkommen V15 

Ergänzend wird empfohlen, ungenutzte Dachbodenbereiche (z.B. Gärhaus) als Ersatz für den 

Verlust (potentieller) Quartiermöglichkeiten von Fledermäusen und Fledermäuse mit Quartier-

möglichkeiten auszustatten. 

 

Im Rahmen des Artenschutzes ist eine ökologische Baubegleitung einschließlich Monitoring bei 

der Vorbereitung und Durchführung der Bauarbeiten an der bestehenden Bausubstanz sicher-

zustellen. Dies dient unter anderem dazu, unzulässige Änderungen der Klimabedingungen und 

Störungen der Hangplätze zu vermeiden. 

 

7. Einsichtnahme von Vorschriften 

Die den Festsetzungen zu Grunde liegenden Vorschriften wie DIN-Normen o.ä. können dort 

eingesehen werden, wo nach der Bekanntmachung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB die öffentliche 

Auslegung des Bebauungsplanes und der Begründung erfolgt und gemäß § 10 Abs. 3 BauGB 

der Bebauungsplan mit der Begründung zu jedermanns Einsicht bereitgehalten wird, d.h. nach 

derzeitiger Sachlage im Bauinformationsbüro der Stadtverwaltung Erfurt, 99092 Erfurt, Wars-

bergstraße 3. 
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Verfahrensvermerke zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan  
LOV658 "Wohnbebauung Braugoldareal" 

im beschleunigten Verfahren gemäß § 13a BauGB 

 

1. Der Stadtrat Erfurt hat am 20.01.2016 mit Beschluss Nr. 2466/14 den Einleitungs- und Aufstellungsbe-

schluss gefasst. Der Beschluss wurde im Amtsblatt der Landeshauptstadt Erfurt Nr. 2 vom 12.02.2016 

ortsüblich bekannt gemacht.  

2. Der Stadtrat Erfurt hat am 25.09.2019 mit Beschluss Nr. 1073/19 den Beschluss über die frühzeitige 

Öffentlichkeitsbeteiligung gem. § 13a Abs. 2 Nr. 1 i.V.m. § 13 Abs. 2 Nr. 2 i.V.m. § 3 Abs. 1 BauGB ge-

fasst. Der Beschluss wurde im Amtsblatt der Landeshauptstadt Erfurt Nr. 19 vom 18.10.2019 ortsüb-

lich bekannt gemacht.Die frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung ist vom 28.10.2019 bis zum 29.11.2019     

durch öffentliche Auslegung des Vorentwurfes und dessen Begründung durchgeführt worden. 

3. Die von der Planung berührten Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange sind gem. § 13a 

Abs. 2 Nr. 1 i.V.m. § 13 Abs. 2 Nr. 1 und § 4 Abs. 1 Satz 1 BauGB mit Schreiben vom 18.10.2019        

zur Äußerung aufgefordert worden. 

4. Der Stadtrat Erfurt hat am                    mit Beschluss Nr.             den Entwurf des vorhabenbezogenen 

Bebauungsplanes mit Begründung gebilligt und die öffentliche Auslegung gem. § 13a Abs. 2 Nr. 1 

i.V.m. § 13 Abs. 2 Nr. 2 und § 3 Abs. 2 BauGB beschlossen. 

5. Der Entwurf des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes und dessen Begründung haben gem. § 13a 

Abs. 2 Nr. 1 i.V.m. § 13 Abs. 2 Nr. 2 und § 3 Abs. 2 Satz 1 BauGB in der Zeit vom               bis zum       

                       öffentlich ausgelegen. 

6. Ort und Dauer der öffentlichen Auslegung sind gem. § 13a Abs. 2 Nr. 1 i.V.m. § 13 Abs. 2 Nr. 2 und 

§ 3 Abs. 2 Satz 2 BauGB im Amtsblatt der Landeshauptstadt Erfurt Nr.     vom                ortsüblich be-

kannt gemacht worden. 

7. Die von der Planung berührten Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange sind gem. § 13a 

Abs. 2 Nr. 1 i.V.m. § 13 Abs. 2 Nr. 3 und § 4 Abs. 2 BauGB mit Schreiben vom                 zur Stellung-

nahme aufgefordert  worden. 

8. Der Stadtrat Erfurt hat am                 mit Beschluss Nr.                 nach Prüfung der abgegebenen Stel-

lungnahmen die Abwägung beschlossen und den vorhabenbezogenen Bebauungsplan gemäß § 10 

Abs. 1 BauGB i.V.m. § 88 Abs. 2 ThürBO und §§ 19, 2 ThürKO als Satzung beschlossen. 

 

 

Erfurt, den 

 

 

 

Oberbürgermeister 

 

 

Der vorhabenbezogene Bebauungsplan einschließlich der Textfestsetzung wurde gemäß § 21 Abs. 3 

ThürKO der Rechtsaufsichtsbehörde  mit Schreiben vom                 vorgelegt. Die Satzung wurde nicht 

beanstandet. 

 

Die Übereinstimmung des textlichen und zeichnerischen Inhalts dieses vorhabenbezogenen Bebauungs-

planes mit dem Willen der Landeshauptstadt Erfurt sowie die Einhaltung des gesetzlich vorgeschriebe-

nen Verfahrens zur Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes werden bekundet. 

 

Ausfertigung 

 

 

Erfurt, den 

 

 

 

Landeshauptstadt Erfurt 

A.Bausewein 

Oberbürgermeister 

 

Der vorhabenbezogene Bebaungsplan wurde gemäß § 10 Abs. 3 BauGB im Amtsblatt der Landeshaupt-

stadt Erfurt Nr.       vom                 ortsüblich bekannt gemacht. 

Mit dieser Bekanntmachung wurde der vorhabenbezogene Bebauungsplan 

 

Rechtsverbindlich 
 

 

Erfurt, den 

 

 

 

Oberbürgermeister 
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